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Kapitel .
Von der a

A des Bürgerechts durch

Aufnahme .

. 45
Dem Gemeinderath ſteht allein das Recht der „Bürher⸗

aufnahme zu , nach Vorſchrift dieſes Geſetzes .
Der Beſchluß des Gemeinderaths kann aber nur nach

erfolgter Zuſtimmung des E e8 in Wirkſam⸗
keit treten .

In ſtandes - und grundherrlichen Orten muß auch der

Standes - und Grundherr in den Fällen der §9. 40 und 54

über die Annahmsgeſuche gehört werden .

. 4165
Die Bürgeraufnahme darf weder auf eine beſtimmte

Zeit , noch unter einer , die geſetzlichen Rechte des Gemein⸗

debürgers beſchränkenden , Bedingung ertheilt werden .

17

Jeder badiſche Staatsbürger hat das Recht , die bürger —
liche Aufnahme in jeder Gemeinde des Großherzogthums
für ſich und ſeine , der Gewalt nicht entlaſſenen , Kinder zu

verlangen , wenn er die perſönlichen Eigenſchaften beſitzt

und die geſetzlichen Bedingungen erfüllt . Die noch unter
elterlicher Gewalt ſtehenden Kinder des Aufgenommenen
erwerben das Bürgerrecht durch die Aufnahme des Vaters ,
verlieren aber das bisher in einer andern Gemeinde ihnen

zugeſtandene Bütrgecrecht
§. 18 .

Die perſönlichen Eigenſchaften ſind :

1 ) die Volljährigkeit ; —
2 ) ein guter Leumund .

aa wLpeas



§ 19 .

Einen ſchlechten Leumund haben :

19 Alle , die durch ein gerichtliches Erkenntniß zu einer

mehr als zweijährigen Freiheitsſtrafe oder gur Dienſt⸗

entſetzung verurtheilt worden ſind ;

29 Alle , die in den letzten fünf Jahren , welche ihrer Auf —

nahme vorhergehen , wegen Diebſtahls oder Betrugs ,
oder wegen Unterſchlagung , oder wegen eines aus⸗

ſchweifenden Lebenswandels mit irgend einer gerin⸗

geren Strafe belegt worden ſind ;

3 ) Alle , welche zur Zeit der Anbringung ihres Geſuchs

in eine peinliche Unterſuchung verwickelt ſind ;

49 alle offenkundige ſchlechte Haushälter .

§. 20 .

Der Nachſuchende hat das Zeugniß des guten Leumunds

von dem Gemeinderath der Gemeinden beizubringen , in -

welden er fidh in dem legten Jahr vor Anbringung feines

Geſuchs aufgehalten hat .

Der Gemeinderath in der Gemeinde , in welche die Auf⸗

nahme nachgeſucht wird , kann die Beibringung dieſes

Zeugniſſes nachſehen , wenn der Nachſuchende kurze Zeit

vor ſeinem Anſuchen mit guten Zeugniſſen aus der Fremde

zurückgekommen iſt , oder wenn überall kein

t
Bervaht eines

böſen Leumunds vorliegt .
21

Auch den Entmündigten und Mundtodten kann von dem

Gemeinderath die Aufnahme verſagt werden .

. 122 . E
Die geſetzlichen Bedingungen der Bürgeraufnahme ſind:

1 ) die Nachweiſung eines beſtimmten Nahrungszweigs

nach Vorſchrift des §. 10 . Nro . Nund 3 ;

2 der Beſitz des in S. 23 feſtgeſetzten Vermögens .



S: 23 ;

Das Vermögen muß beſtehen :
1 ) in den Städten Karlsruhe , Mannheim , Freiburg und

Heidelberg in Ein Tauſend Gulden ;
2 in den Städten Konſtanz, Raſtatt , Pforzheim, Wert⸗

heim , Bruchſal , Offenburg , Durlach , Lahr , Baden

und Ettlingen in Sechshundert Gulden ;
3 ) in den übrigen Städten und

Sorngagemoen
in Drei

De Gulden .

8. 24 .

Von jeder fremden Frauensperſon , welche mit einem Ge—⸗

meindebürger ſich verehlicht , ſo wie von der Ehefrau des

in eine Gemeinde aufzunehmenden Bürgers , muf ein Bers

mögen von 150 fl . nachgewieſen werden .

25 .

Nur dasjenige Vermögen kommt in Berechnung , welches
der um die Bürgerannahme Nachſuchende eigenthümlich
und nach Abzug der Schulden im

n Beſitz hat .

§. 26 .

Ausgenommen von der Vermögensberechnung ſind , und

kommen bei ſolcher nicht in Anſchlag , die Kleider und das

Leibweißzeug :

SI
Als nachgewieſenes Vermögen wird nur dasjenige ange —

ſehen , was nach Abzug des von dem Bewerber zu entrich —
tenden Einkaufsgeldes übrig bleibt .

9. 28 .

Wird die Aufnahme zum Behuf der Verheirathung mit

einer Bürgerstochter oder Bürgerswittwe nachgeſucht , ſo



a

iſt das eigenthümliche ſchuldenfreie Vermögen beider Ver —

lobten zuſammen zu rechnen .

§. 29 .

In dieſem Falle kann dem Bewerber nur die vorläufige

Verſicherung gegeben werden , daß ihm , wenn die angege⸗

bene Heirath zu Stande komme , das Bürgerrecht ertheilt

werde ; die Bürgeraufnahme tritt dann erſt in
Wireſäftent,

wenn die Ehe geſchloſſen iſt .

5, 30. 5

Zu den geſetzlichen Bedingungen gehört die baare Ent-
richtung eines Einkaufsgeldes vor der Aufnahme ,

Der Betrag des Einkaufsgeldes wird feſtgeſetzt :

a ) in den Städten Karlsruhe , Mannheim , Freiburg und

Heidelberg auf Einhundert und zwanzig Gulden ;
b ) in alen übrigen Städten über 3000 Seelen auf

sehn Procent von der Summe , welde fidh ergibt , wenn

das Geſammtſteuerkapital des Orts durch deſſen

Seelenzahl , ohne Einrechnung der ſtaatsbürgerlichen
E . Einwohner, getheilt wirdz

in Städten unter 3000 Seelen auf acht Procent , in den

Landgemeinden auf fünf Procent von der Summe , welche

durch die vorgedachte Theilung des Geſammtſteuer⸗

kapitals auf den Kopf fällt .

uoeberſteigt jedoch in beiden letztgedachten Fällen der

Kopftheil von dem Geſammtſteuerkapitale den Betrag
von 1000 fl . , ſo können von dem höheren Betrage
keine Procente gerechnet werden .

§. 31.
Für die Frau des Bewerbers , welche keine R `

ter oder Bürgerswittwe der Gemeinde iſt , in welche die

Aufnahme geſucht wird , ſo wie für die fremde Frauens⸗



perſon , welche einen Gemeindebürger heirathet , iſt die

Hälfte des Einkaufsgeldes , welches die aufzunehmende
fremde Mannsperſon nach dieſem Geſetze zu bezahlen hat ,

zu entrichten .

G. PID E
Für Kinder des Bewerbers , die noch unter väterlicher

Gewalt zur Zeit ſeiner Aufnahme ſtehen , wird kein beſon⸗
deres Einkaufsgeld bezahlt .

§. 33 .

Wird die Aufnahme in das Bürgerrecht in der Abſicht

nachgeſucht , um ſich mit einer Bürgerstochter oder Bürgers —
wittwe zu verehlichen , ſo iſt nur die Hälfte des Einkaufs⸗

geldes zu entrichten ; zerſchlägt ſich die Heirath nach der

Aufnahme , ſo iſt , in ſo fern nicht der Fall des §. 29 ein⸗

tritt , der Aufgenommene
Die

andere Hälfte nachzuzahlen

verpflichtet , er mag ſpäter èine Bürgerstochter heirathen
oder nicht .

Hat der Tod die Verehelichung unmöglich gemacht , Pift die andere Hälfte niht mehr gu entrichten .

§. 34 .

Befinden ſich in einer Gemeinde Almendnutzungen , ſo

hat der Aufzunehmende noch weiter , außer dem Einkaufs⸗
geld , den nach einem zehnjährigen Durchſchnitt zu berech⸗
nenden dreifachen Betrag der jährlichen Almendnutzungen ,
nach Abzug der darauf ruhenden Laſten , an die Gemeinde⸗

kaſſe , jedoch erſt , wenn er wirklich in den Genuß einrückt ,

zu entrichten , in ſo fern der Genußberechtigte nicht vorzieht ,
der Gemeinde für drei Jahre den Genuß der Almend zu

überlaſſen .
Iſt der Almendgenuß in verſchiedene Klaſſen von perz

ſchiedenem Werthe getheilt , ſo iſt der dreifache Betrag des
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Durchſchnittswerthes aller Klaſſen bei dem Einrücken in die

erſte Klaſſe zu entrichten . Wenn der Genußberechtigte den
Betrag nicht baar bezahlen kann , ſo wird das ihn treffende

Almendſtück ſo lange von der Gemeinde verpachtet , bis

durch den Pachtſchilling der
âi zahlende Beitrag gez

wonnen ift . Š ;

§. 35 .

Beſtehen in einer Gemeinde Bürgerholzgaben , ſo iſt auch

dafür ein , nach den oben angegebenen zu ent⸗

richtender , Betrag zu bezahlen .

ASO

Außer der vorgeſchriebenen Einkaufsſumme und , in dem

vorkommenden Falle , dem dreifachen Jahresbetrag der Bür⸗

gernutzungen„ hat der Neuaufgenommene keine weitere Ab —

gabe in die Gemeindekaſſe und für den Gemeinderath zu
entrichten , unter welchem Namen ſolche ſeither auch gefor⸗
dert worden ſeyn mag .

SETIT

Ueber Bürgereinkaufsgelder , welche ſeither von anderen ,
als von den Gemeinden , in welche die Aufnahme geſchieht,
bezogen wurden , wird die nähere Beſtimmung einem beſon⸗
deren Geſetze vorbehalten .

Der Betrag des ſeitherigen Bezugs kann nie erhöht wer⸗
den , auh nie in einem Antheil an dem Einkaufsgeld be⸗

ſtehen , welches in die Gemeindekaſſe fällt .

NE
S

S

Wo bisher herkömmlich beſondere Beiträge der neu ein⸗

tretenden Bürger zu Armen - oder Verpflegungs - oder an⸗

deren Localanſtalten bezahlt werden mußten , ſollen dieſe
Beiträge auch noch ferner bezahlt werden . Auch in anderen



15

Gemeinden können durch den Gemeinderath , mit Zuſtim⸗
mung des Bürgerausſchuſſes und mit Genehmigung der

Staatsbehörde ſolche Beiträge zu Localanſtalten einge⸗
führt werden .

§. 39 .

Einer Frauensperſon ,die ſich mit einem Gemeindebürger
verehlicht , kann , wenn ſie den im §. 24 und 31 enthalte⸗
nen Vorſchriften Genüge leiſtet , und wenn gegen ihren
Leumund im Sinn des 6. 19 nichts einzuwenden i die

Aufnahme nicht verweigert werden .

§. 40 .

Ginem Ausländer können der Gemeinderath und Aus⸗

ſchuß nur die vorläufige Verſicherung ertheilen , daß er nach
erlangtem Indigenat das Bürgerrecht erhalten werde .

Die Aufnahme tritt erſt in Wirkſamkeit , wenn der Aus⸗

länder das Indigenat von der Staatsbehörde erhalten hat .
Ein Ausländer hat das Doppelte des Vermögens eines

Inländers nachzuweiſen , und das doppelte Einkaufsgeld
( § . 30 ) zu entrichten . Ein Ausländer , der Unterthan eines

deutſchen Bundesſtaates iſt , hat nur das einfache Vermö —

gen , gleich einem Inländer , nachzuweiſen , aber das Dop —
pelte , im §. 30 beſtimmte Einkaufsgeld zu erlegen .

Die in §. 31 und 33 enthaltenen Beſtimmungen kommen

einem ſolchen nur dann zu Statten , wenn er ſich mit einer

Bürgerstochter oder Bürgerswittwe verheirathet .

S. 41.
Wenn der aufzunehmende Inländer die geſetzlichen Ei —

genſchaften hat , fo darf ihm die Aufnahme aug dem Grunde

nicht verſagt werden , daß die Einwohnerſchaft oder das

Gewerbe , welches der Aufzunehmende treiben will , über⸗

ſetzt ſey .
=



J . 42 .

Dem Gomeinderaih ſteht in Städten über 3000 Seelen
unter Zuſtimmung des Ausſchuſſes , in Städten unter

3000 Seelen und in Landgemeiuden aber unter Zuſtimmung
der Gemeinde , das Recht zu , das einzubringende Vermö⸗

gen ganz oder theilweiſe nachzuſehen , das Einkaufsgeld

theilweiſe oder ganz nachzulaſſen, wenn es für die Ge⸗

meinde von beſonderemWerthe it , den Anfu hmanhen
zu erhalten .

Die Gemeinde , und in Städten , in welchen ein pete
Ausſchuß beſteht , dieſer Ausſchuß , kann auch dag Erforderz

niß des guten
Leumunds des Aufzunehmenden nachſehen.

S, 43 ,

Die Einkaufsſumme und alles , was fiir den Antheil an ;

dem Bürgergenuß entrichtet wird , ift zum Grundſtocksver⸗

mögen zu ziehen . Das Kapital darf nicht zu⸗ laufenden

Ausgaben verwendet werden ,

`

3 . Kapitel .
87 X n

Wirkungen des angetretenen Bürgerrechts .

§. 44 .
j Bon dem Tage des angetretenen Bürgerrechts ibt
der neue Bürger die im §. 1 aufgezähltenRechte. In Bezug

auf das Recht zu dem Almendgenuß und Bürgerholzgaben
entſcheidet die Vorſchrift des §. 87 des Geſetzes über die
Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden .

§ 45 .

Von dem nämlichen Tag des Antritts des Sigersdjis
an tritt er auch in alle Pflichten ein , die der Gemeinde⸗

verband auflegt , und übernimmt alle Gemeindelaſten
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